Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 2460 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 10. Juli 1964 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
272. Sitzung am 10. Juli 1964 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 24. Juni 1964 verabschiedeten 


Gesetzes zur Änderung von Wertgrenzen 
und Kostenvorschriften in der Zivilgerichts- 
barkeit 

— Drucksachen 1\71924, IV/2394 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes seiner Zustimmung bedarf. 


Diederichs 


Bonn, den 10. Juli 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 26. Juni 1964 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Diederichs 


Drude: Bonner Univcrsitäts-Buchdruckerei, 63 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksadle IV/ 2460 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz zur Änderung von Wertgrenzen und Kostenvor- 
schriften in der Zivilgerichtsbarkeit 


1. Zu Artikel 1 (Änderung des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes) 

Nr. 2 (§ 23 Nr. 1) 

In § 23 Nr. 1 ist das Wort „eintausendfünfhun- 
dert" durch das Wort „zweitausend" zu ersetzen. 

Begründung 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß die Zu- 
ständigkeitsgrenze für die Amtsgerichte — wie 
in der Regierungsvorlage vorgesehen war — auf 
2000 DM statt auf nur 1500 DM festgesetzt wer- 
den sollte. Eine Reform, die ein ausgewogenes 
Verhältnis der Zuständigkeiten der Amtsgerichte 
und Landgerichte hersteilen will, ist nur sinn- 
voll, wenn sie auch wirklich eine ins Gewicht 
fallende Zuständigkeitsverlagerung vornimmt. 
Eine Erhöhung der Zuständigkeitsgrenze auf nur 
1500 DM hat diese Wirkung nicht. Selbst bei 
einer Erhöhung auf 2000 DM wird eine Entla- 
stung der Landgerichte nur in geringem Umfang 
erreicht (im Durchschnitt um 5®/o); wird dieser 
geringe Nutzen durch Festsetzung einer Wert- 
grenze von nur 1500 DM halbiert, so bleibt kein 
praktischer Entlastungseffekt übrig (die Entla- 
stung der Landgerichte würde dann nur etwa 
2,5 ®/(> betragen). 


2. Zu Artikel 7 (Inkrafttreten) 

In Artikel 7 sind die Worte „1. Oktober 1964" 
durch die Worte „1. Januar 1965" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung ist im Hinblick darauf notwendig, 
daß durch die Anrufung des Vermittlungsaus- 
schusses sich die Verabschiedung des Gesetzes 
verzögert. 
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